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Übersicht über Pressepräferenzen im Fernmeldewesen 

(Schriftlicher Bericht des Ausschusses für Verkehr und 
für das Post und Fernmeldewesen) 


A. Problem 

Im Rahmen der parlamentarischen Beratungen zur Presse- 
enquete — Drucksache V/3122 — wurde die Bundesregierung 
aufgefordert, einen Bericht über die für die Presse geltenden 
Pressegebühren mit vergleichenden Angaben über andere euro- 
päische Staaten vorzulegen. 


B. Lösung 

Der Ausschuß nahm davon Kenntnis, daß auch nach der zum 
1. Juli 1971 in Kraft getretenen Gebührenordnung für Fern- 
sprech- und Fernschreibstandleitungen, die der Presse Mehr- 
belastungen von jährlich etwa 3 Millionen DM bringt, kein 
auffälliges Mißverhältnis zu den Gebühren in anderen euro- 
päischen Staaten besteht. 

Einstimmige Kenntnisnahme 


C. Alternativen 

entfallen 


D. Kosten 

entfallen 
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Drucksache VI/2741 


Sachgebiet 90 


Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Verkehr und für das 
Post- und Fernmeldewesen 
(13. Ausschuß) 

über die von der Bundesregierung vorgelegte Übersicht zu 
Pressepräferenzen im Fernmeldewesen verschiedener euro- 
päischer Länder und allgemeine vergleichbare Daten 

— Drucksache Vl/1392 — 


A. Bericht des Abgeordneten Weber (Heidelberg) 


Der oben angegebene Bericht wurde mit Schreiben 
des Präsidenten des Deutschen Bundestages vom 
28. April 1971 gemäß § 76 Abs. 2 der Geschäftsord- 
nung dem Ausschuß für Verkehr und für das Post- 
und Fernmeldewesen federführend und dem Innen- 
ausschuß sowie dem Ausschuß für Bildung und Wis- 
senschaft zur Mitberatung überwiesen. Der Ver- 
kehrsausschuß hat die Vorlage in seiner Sitzung am 
14. Oktober 1971 behandelt. 

Bei seinen Beratungen nahm der Ausschuß davon 
Kenntnis, daß die Gebührensätze für die Fernsprech- 
und Fernschreibstandleitungen mit Wirkung vom 
1. Juli 1971 wegen der inzwischen eingetretenen 
Kostensteigerungen angehoben worden sind. Die 
Presse wird dadurch mit etwa 3 Millionen DM jähr- 
lich zusätzlich belastet. Bei dieser Gelegenheit wurde 


die Gebührenordnung auch teilweise umstrukturiert, 
was zu einer höheren Belastung im Nahbereich und 
einer Entlastung im Langstreckenbereich führt. Ge- 
wisse Vergünstigungen werden nur noch den Nach- 
richtenagenturen und nicht mehr unmittelbar großen 
Presseunternehmen eingeräumt. Bei den Ausschuß- 
beratungen ergab sich ferner, daß im Zeitungsver- 
sand z. Z. eine Kostenunterdeckung in Höhe von 
ca. 500 Millionen DM jährlich besteht, durch die 
mittelbar die gesamte Presse zu Lasten der Deut- 
schen Bundespost begünstigt wird. 

Der Ausschuß sah bei dieser Sachlage keinen An- 
laß zu zusätzlichen Bemerkungen. In Übereinstim- 
mung mit dem Innenausschuß und mit dem Ausschuß 
für Bildung und Wissenschaft empfiehlt der Ver- 
kehrsausschuß daher, von der Vorlage Kenntnis zu 
nehmen. 


Bonn, den 14. Oktober 1971 


Weber (Heidelberg) 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

die Vorlage — Drucksache VI/1392 — zur Kenntnis 
zu nehmen. 


Bonn, den 14. Oktober 1971 


Der Ausschuß für Verkehr 
und für das Post- und Fernmeldewesen 

Dr. Apel Weber (Heidelberg) 

Vorsitzender Berichterstatter 
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